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BEKANNTMACHUNGEN

NACH § 28 ABS. 1 DES GESETZES ZUR 
VERHÜTUNG UND BEKÄMPFUNG VON IN-
FEKTIONS-KRANKHEITEN BEIM MENSCHEN 
(INFEKTIONSSCHUTZGESETZ - IFSG) VOM 
20. JULI 2000 (BUNDESGESETZBLATT I - BG-
BL. I - SEITE 1045) IN VERBINDUNG MIT § 35 
SATZ 2 DES VERWALTUNGSVERFAHRENSGE-
SETZES FÜR DAS LAND NORDRHEIN-WEST-
FALEN (VWVFG NRW) IN DER FASSUNG DER 
BEKANNTMACHUNG VOM 12. NOVEMBER 
1999 (GESETZ- UND VERORDNUNGS-BLATT 
FÜR DAS LAND NORDRHEIN-WESTFALEN 
- GV.NRW. - SEITE 602) IN DEN ZURZEIT 
GELTENDEN FASSUNGEN ERLÄSST DER 
OBERBÜRGERMEISTER DER STADT KREFELD 
NACHSTEHENDE ALLGEMEINVERFÜGUNG.

Auf Weisung des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und So-
ziales des Landes Nordrhein-Westfalen (MAGS NRW) vom 
13.03.2020 werden für vollstationäre Pflegeeinrichtungen und 
Einrichtungen der Eingliederungshilfe, in denen besonders 
schutzbedürftige Personen leben sowie für anbieterverantworte-
te Wohngemeinschaften im Sinne des § 24 Abs. 3 - 5 Wohn-und 
Teilhabegesetz Besuchsbeschränkungen angeordnet: 

1. Besuche sind ab sofort auf das Notwendigste zu beschränken;     	
je Bewohnerin / je Bewohner im Regelfall eine Person je Tag. Die 
Besuche sollen max. eine Stunde dauern. Die Bewohnerinnen und 
Bewohner sind von der Einrichtung über persönliche Schutzmaß-
nahmen zu unterweisen und haben diese einzuhalten.

2. Gemeinschaftsaktivitäten mit Externen sind ab sofort untersagt.

3.Besuche haben nur noch auf dem Zimmer stattzufinden, nicht 
mehr in Gemeinschaftsräumen.

4. Die Zugänge in die Einrichtung sind zu minimieren. Es soll eine 
Besucher- und Mitarbeiterregistrierung mittels Register eingeführt 
werden. Die Erfassung stellt ein wichtiges Instrument für die 
Ermittlung van Kontaktpersonen zum Nachweis von Infektionsket-
ten dar

5. Personen, die sich innerhalb der letzten 14 Tage in einem 
Risikogebiet oder einem besonders betroffenen Gebiet entspre-
chend der jeweils aktuellen Festlegung durch das Robert-Koch-
Institut (RKI) (https://www.rki.de/DE/Content/lnfAZ/N/Neuarti-
ges_Coronavirus/Risikogebiete.html) aufgehalten haben, dürfen 
für einen Zeitraum von 14 Tagen seit Rückkehr aus einem dieser 
Gebiete diese Einrichtungen nicht betreten.

6. Kontaktpersonen der Kategorien 1 und 2 (https://www.rki.de/
DE/Content/lnfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Kontaktperson/
Management_Download.pdf?_blob=publicationFile) dürfen diese 
Einrichtungen nicht betreten.

7. Es können Ausnahmen für nahestehende Personen (z.B. im Rah-
men der Sterbebegleitung) im Einzelfall unter Auflagen zugelassen 
werden.

8. Die Einschränkungen gelten zunächst bis zum 19.04.2020.

9.Die Allgemeinverfügung ist deutlich sichtbar von den vorgenann-
ten Einrichtungen im Eingangsbereich auszuhängen.

10. Die Verfügung wird nach § 41 Abs. 3 und 4 VwVfG NRW 
öffentlich bekannt gemacht. Sie wird am Tag nach der Bekanntma-
chung im Krefelder Amtsblatt wirksam.

Hinweise

Wirkung. Die Verfügung kann beim Fachbereich Sicherheit und 
Ordnung der Stadt Krefeld, Am Hauptbahnhof 5, 47798 Krefeld, 
Raum 412, während der Öffnungszeiten eingesehen werden.

Begründung

Das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 hat sich in kurzer Zeit 
weltweit verbreitet. Auch in Deutschland und insbesondere in 
Nordrhein-Westfalen gibt es inzwischen zahlreiche Infektionen.

Vor dem Hintergrund drastisch steigender Infektionszahlen in 
den vergangenen Tagen und der weiterhin dynamischen Entwick-
lung der SARS-CoV-2 Infektionen ist es erforderlich, weitere kon-
taktreduzierende Maßnahmen zur Beeinflussung - insbesondere 
Verzögerung - der Ausbreitungsdynamik zu ergreifen und Infekti-
onsketten zu unterbrechen.
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Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 (Tröpf-
chen) z.B. durch Husten, Niesen oder teils mild erkrankte oder auch 
asymptomatisch infizierte Personen kann es leicht zu Übertragungen 
von Mensch-zu-Mensch kommen. Dabei gehen viele bestätigte Falle der 
Erkrankung COVID-19 zurück auf Kontakte mit Rückkehrern von Reisen 
aus Risikogebieten und besonders betroffenen Gebieten.
Zu den erforderlichen kontaktreduzierenden Maßnahmen gehört 
bei Einrichtungen, in denen Personen leben, die durch Alter, Vor-
erkrankung oder Behinderung einem besonderen Risiko durch 
das Corona-Virus ausgesetzt sind, auch eine Beschränkung der 
Ausbreitung auf der Grundlage von § 28 IfSG. Hierzu gehören 
insbesondere Pflegeeinrichtungen, Wohngemeinschaften für 
pflegebedürftige oder behinderte Menschen und Einrichtungen 
der Eingliederungshilfe, in denen besonders schutzbedürftige 
Personen leben.

Im Sinne einer Härtefallregelung ist es jedoch erforderlich, dass 
Ausnahmen für besondere Einzelfalle zugelassen werden. Dabei 
ist zu prüfen, durch welche Auflagen das Infektionsrisiko maxi-
mal reduziert werden kann.

Rechtsbehelfsbelehrung
	
Gegen diese Allgemeinverfugung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die Klage 1st schrift-
lich oder zur Niederschrift beim Verwaltungsgericht in dessen Be-
zirk die Klägerin bzw. der Kläger zur Zeit der Klageerhebung ihren 
oder seinen Sitz oder Wohnsitz hat, zu erheben.

Krefeld,den 17.03.2020
In Vertretung

Cyprian

NACH § 28 ABS. 1 DES GESETZES ZUR 
VERHÜTUNG UND BEKÄMPFUNG VON IN-
FEKTIONS-KRANKHEITEN BEIM MENSCHEN 
(INFEKTIONSSCHUTZGESETZ - IFSG) VOM 
20. JULI 2000 (BUNDESGESETZBLATT I - BG-
BL. I - SEITE 1045) IN VERBINDUNG MIT § 35 
SATZ 2 DES VER-WALTUNGSVERFAHRENSGE-
SETZES FÜR DAS LAND NORDRHEIN-WEST-
FALEN (VWVFG NRW) IN DER FASSUNG DER 
BEKANNTMACHUNG VOM 12. NOVEMBER 
1999 (GESETZ- UND VERORDNUNGS-BLATT 
FÜR DAS LAND NORD-RHEIN-WESTFALEN 
- GV.NRW. - SEITE 602) IN DEN ZURZEIT 
GEL-TENDEN FASSUNGEN ERLÄSST DER 
OBERBÜRGERMEISTER DER STADT KREFELD 
NACHSTEHENDE ALLGEMEINVERFÜGUNG.

Auf Weisung des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen (MAGS NRW) vom 
15.03.2020 wird bis zum 19.04.2020 angeordnet:

1. Reiserückkehrern aus Risikogebieten nach RKI-Klassifizierung 
ist es für den Zeitraum von 14 Tagen nach Aufenthalt verboten, 
folgende Bereiche zu betreten:

a) Gemeinschaftseinrichtungen (Kindertageseinrichtungen, Kin-
dertagespflegestellen, Heilpädagogische Kindertageseinrich-
tungen, „Kinderbetreuung in besonderen Fällen“, Schulen und 
Heime, in denen überwiegend minderjährige Personen betreut 
werden) sowie betriebserlaubte Einrichtungen nach § 45 SGB VIII 
(stationäre Erziehungshilfe)
b) Krankenhäuser, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen, 
in denen eine den Krankenhäusern vergleichbare medizinische 
Versorgung erfolgt, Dialyseeinrichtungen, Tageskliniken
c) stationäre Einrichtungen der Pflege und der Eingliederungshil-
fe, besondere Wohnform des SGB IX sowie ähnliche Einrichtun-
gen
d) Berufsschulen
e) Hochschulen

2. Krankenhäuser, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen 
sowie für stationäre Einrichtungen der Pflege und der Eingliede-
rungshilfe, besondere Wohnform des SGB IX sowie ähnliche Ein-
richtungen haben Maßnahmen zu ergreifen, um den Eintrag von 
Corona-Viren zu erschweren, Patienten und Personal zu schützen 
und persönliche Schutzausrüstung einzusparen.
Besuchsverbote oder restriktive Einschränkungen der Besuche 
auszusprechen; maximal ist aber ein registrierter Besucher pro 
Bewohner/ Patient pro Tag mit Schutzmaßnahmen und mit Hygi-
eneunterweisung zuzulassen. Ausgenommen davon sind medizi-
nisch oder ethisch-sozial angezeigte Besuche (z. B. Kinderstatio-
nen, Palliativpatienten).
Kantinen, Cafeterien oder andere der Öffentlichkeit zugängliche 
Einrichtungen für Patienten und Besucher zu schließen.
sämtliche öffentlichen Veranstaltungen wie Vorträge, Lesungen, 
Informationsveranstaltungen etc. zu unterlassen.

3. Folgende Einrichtungen, Begegnungsstätten und Angebote 
sind zu schließen beziehungsweise einzustellen:
Alle Kneipen, Cafés, Bars, Clubs, Diskotheken, Theater, Opern 
und Konzerthäuser, Kinos und Museen und ähnliche Einrich-
tungen unabhängig von der jeweiligen Trägerschaft oder von Ei-
gentumsverhältnissen. Alle Messen, Austellungen, Freizeit- und 
Tierparks und Anbieter von Freizeitaktivitäten (drinnen und drau-
ßen), Spezialmärkte und ähnliche Einrichtungen. Alle Fitness-
Studios, Schwimmbäder und sogenannte „Spaßbäder“, Saunen 
und ähnliche Einrichtungen. Spiel und Bolzplätze.
Alle Angebote in Volkshochschulen, in Musikschulen, in sons-
tigen öffentlichen und privaten außerschulischen Bildungsein-
richtungen. Reisebusreisen. Jeglicher Sportbetrieb auf und in 
allen öffentlichen und privaten Sportanlagen sowie alle Zusam-
menkünfte in Sportvereinen, sonstigen Sport- und Freizeitein-
richtungen. Zusammenkünfte in Spielhallen, Spielbanken und 
Wettbüros und ähnlichen Einrichtungen. Gleiches gilt für Pros-
titutionsstätten, Bordelle und ähnliche Einrichtungen sowie die 
Ausübung der Prostitution im Übrigen.

4. Der Zugang zu Angeboten der nachstehenden Einrichtungen 
ist zu beschränken und nur unter strengen Auflagen sowohl für 
den Innen- als auch den Außenbereich (Besucherregistrierung 
mit Kontaktdaten, Reglementierung der Besucherzahl, Vorgaben 
für Mindestabstände zwischen Tischen von 2 Metern, Hygiene-
maßnahmen Aushänge mit Hinweisen zur richtigen Hygienemaß-
nahmen etc.) zu gestatten:
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a) Bibliotheken außer Bibliotheken an Hochschulen und
b) Mensen,Restaurants und Gaststätten sowie Hotels für die Be-
wirtung von Übernachtungsgästen

Restaurants und Speisegaststätten dürfen ab 6 Uhr geöffnet sein 
und sind spätestens ab 15 Uhr zu schließen.

5. Auch zu Einrichtungshäusern und Einkaufszentren, „shopping 
malls“ oder „factory outlets“ und vergleichbaren Einrichtungen, 
die mehr als 15 einzelne Geschäftsbetriebe umfassen, ist der Zu-
gang zu beschränken und nur unter Auflagen zu erlauben. Der 
Aufenthalt ist nur zur Deckung des dringenden oder täglichen 
Bedarfs zu gestatten.

6. Geschäften des Einzelhandels für Lebensmittel, Wochenmärk-
ten, Abhol- und Lieferdiensten, Apotheken sowie Geschäften des 
Großhandels ist auch die Öffnung an Sonn- und Feiertagen von 
13 bis 18 Uhr gestattet; dies gilt nicht für Karfreitag, Ostersonntag 
und Ostermontag.

7. Sämtliche Verkaufsstellen im Sinne des Ladenöffnungsgeset-
zes haben die efrorderlichen Maßnahmen zur Hygiene, zur Steu-
erung des Zutritts und zur Vermeidung von Warteschlangen zu 
treffen. 

8. Übernachtungsangebote zu touristischen Zwecken sind unter-
sagt.

9. Alle öffentlichen Veranstaltungen sind untersagt. Das schließt 
grundsätzlich auch Verbote für Versammlungen unter freiem 
Himmel wie Demonstrationen ein, die nach Durchführung einer 
individuellen Verhältnismäßigkeitsprüfung zugelassen werden 
können. Ausgenommen sind Veranstaltungen, die der Aufrecht-
erhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung oder der Da-
seinsfür- und -Vorsorge zu dienen bestimmt sind oder der Versor-
gung der Bevölkerung dienen (z. B. Wochenmärkte).

Auch Versammlungen zur Religionsausübung unterbleiben. Kir-
chen, Islam-Verbände und jüdische Verbände haben entspre-
chende Erklärungen abgegeben.

10.	 Die Allgemeinverfügung wird nach § 41 Abs. 3 und 4 VwVfG 
NRW öffentlich bekannt gemacht. Sie wird am Tag nach der Be-
kanntmachung im Krefelder Amtsblatt wirksam. 

Hinweise

Die Verfügung ist sofort vollziehbar. Eine Klage hat nach § 28 
Abs. 3 in Verbindung mit § 16 Abs. 8 IfSG keine aufschiebende 
Wirkung. Die Verfügung kann beim Fachbereich Sicherheit und 
Ordnung der Stadt Krefeld, Am Hauptbahnhof 5, 47798 Krefeld, 
Raum 412, während der Öffnungszeiten eingesehen werden

Begründung

Das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 hat sich in kurzer Zeit 
weltweit verbreitet. Auch in Deutschland und insbesondere in 
Nordrhein-Westfalen gibt es inzwischen zahlreiche Infektionen.

Vor dem Hintergrund drastisch steigender Infektionszahlen in 
den vergangenen Tagen und der weiterhin dynamischen Entwick-
lung der SARS-CoV-2 Infektionen ist es erforderlich, weitere - über 

die in den bislang ergangenen Erlassen enthaltenen hinausge-
hende - kontaktreduzierende Maßnahmen zur Beeinflussung 
der Ausbreitungsdynamik zu ergreifen und Infektionsketten zu 
unterbrechen. Die Maßnahmen sind geeignet, zu einer weiteren 
Verzögerung der Infektionsdynamik beizutragen und daher erfor-
derlich. 
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 
(Tröpfchen) z. B. durch Husten, Niesen oder teils mild erkrankte 
oder auch asymptomatisch infizier-te Personen kann es leicht zu 
Übertragungen von Mensch-zu-Mensch kommen.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Düsseldorf, 
Bastionstr. 39, 40213 Düsseldorf erhoben werden.

Die Klage ist schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeam-
ten der Geschäftsstelle zu erheben.

Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Do-
kumentes an die elektronische Poststelle des Gerichtes erhoben 
werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung 
durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizier-
ten elektronischen Signatur der verantwortenden Stelle versehen 
sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf ei-
nem sicheren Übermitt lungsweg gemäß § 55 a) Absatz 4 VwGO 
eingereicht werden. Die für die Übermittlung und Bearbeitung 
geeigneten technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich 
nach näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen 
Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und 
über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektroni-
scher-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) vom 24.11.2017 (BGBl. 
I S. 3803).

Krefeld, den 17.03.2020
Der Oberbürgermeister

Frank Meyer

Hinweis zur Rechtsbehelfsbelehrung

Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite 
www.justiz.de.

NACH § 28 ABS. 1 DES GESETZES ZUR 
VERHÜTUNG UND BEKÄMPFUNG VON IN-
FEKTIONS-KRANKHEITEN BEIM MENSCHEN 
(INFEKTIONSSCHUTZGESETZ - IFSG) VOM 
20. JULI 2000 (BUNDESGESETZBLATT I - BG-
BL. I - SEITE 1045) IN VERBINDUNG MIT § 35 
SATZ 2 DES VERWALTUNGSVERFAHRENSGE-
SETZES FÜR DAS LAND NORDRHEIN-WEST-
FALEN (VWVFG NRW) IN DER FASSUNG DER 
BEKANNTMACHUNG VOM 12. NOVEMBER 
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1999 (GESETZ- UND VERORDNUNGSBLATT 
FÜR DAS LAND NORDRHEIN-WESTFALEN 
- GV.NRW. - SEITE 602) IN DEN ZURZEIT 
GELTENDEN FASSUNGEN ERLÄSST DER 
OBERBÜRGERMEISTER DER STADT KREFELD 
NACHSTEHENDE ALLGEMEINVERFÜGUNG.

Auf Weisung des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Sozi-
ales des Landes Nordrhein-Westfalen (MAGS NRW) wird bis auf 
Weiteres angeordnet:

1. Alle Veranstaltungen auf dem Gebiet der Stadt Krefeld sind un-
abhängig von der erwarteten Personenzahl mit Ausnahme not-
wendiger Veranstaltungen bis auf Weiteres verboten.

2. Die Allgemeinverfügung wird nach § 41 Abs. 3 und 4 VwVfG 
NRW öffentlich bekannt gemacht. Sie wird am Tag nach der Be-
kanntmachung im Krefelder Amtsblatt wirksam. 

Hinweise

Die Verfügung ist sofort vollziehbar. Eine Klage hat nach § 28 
Abs. 3 in Verbindung mit § 16 Abs. 8 IfSG keine aufschiebende 
Wirkung. Die Verfügung kann beim Fachbereich Sicherheit und 
Ordnung der Stadt Krefeld, Am Hauptbahnhof 5, 47798 Kre-feld, 
Raum 412, während der Öffnungszeiten eingesehen werden. 

Begründung

Das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 hat sich in kurzer Zeit 
rasant verbreitet.

Vor dem Hintergrund der dynamischen Entwicklung der SARS-
CoV-2-lnfektionen müssen weiterhin kontaktreduzierende 
Maßnahmen zur Beeinflussung, insbesondere Verzögerung der 
Ausbreitungsdynamik ergriffen und Infektionsketten unterbro-
chen werden. Durch die durch diese Maßnahmen verlangsamte 
Weiterverbreitung des Virus kann die dringend erforderliche Zeit 
gewonnen werden, um im Interesse des Gesundheilsschutzes 
vulnerabler Personengruppen das Gesundheitssystem leistungs-
fähig zu halten.

Durch den vorherrschenden übertragungsweg von SARS-CoV-2 
(Tröpfchen) z.B. durch Husten, Niesen oder teils mild erkrankte 
oder auch asymptomatisch infizierte Personen kann es leicht zu 
Übertragungen von Mensch-zu-Mensch kommen. Ei-ne Vermei-
dung von nicht notwendigen Veranstaltungen ist angezeigt, um 
dem Ziel, die Ausbreitung von SARS CoV-2 durch konsequente 
soziale Distanzierung im täglichen Leben zu verlangsamen, nä-
her zu kommen.

Aufgrund aktueller Entwicklungen und Erkenntnislagen, insbe-
sondere der stark zunehmenden Ausbreitung von SARS-CoV-2, 
ist unabhängig von der erwarteten Personenzahl grundsätzlich 
davon auszugehen, dass keine Schutzmaßnahmen getroffen 
werden können, die gleich effektiv aber weniger eingriffsintensiv 
sind, als Veranstaltungen nicht durchzuführen. Das Auswahler-
messen reduziert sich damit regelmäßig dahingehend, dass nur 
die Absage oder zeitliche Verschiebung bis zur Änderung der Ge-
fährdungslage und Aufhebung des Verbotes in Betracht kommt.

Ausgenommen vom Verbot sind notwendige Veranstaltungen, 
insbesondere solche, die der Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung oder der Daseinsfür- und -vorsorge zu 
dienen bestimmt sind.

Das Verbot ist zur Zweckerreichung geeignet. Ein milderes Mittel 
ist nicht ersichtlich. Das Verbot führt auch nicht zu einem Nach-
teil, der zu dem erstrebten Erfolg außer Verhältnis steht, bzw. ist 
somit verhältnismäßig.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Düsseldorf, 
Bastionstr. 39, 40213 Düsseldorf erhoben werden.

Die Klage ist schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeam-
ten der Geschäftsstelle zu erheben.

Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Do-
kumentes an die elektronische Poststelle des Gerichtes erhoben 
werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung 
durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizier-
ten elektronischen Signatur der verantwortenden Stelle versehen 
sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf ei-
nem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55 a) Absatz 4 VwGO 
eingereicht werden. Die für die Übermittlung und Bearbeitung 
geeigneten technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich 
nach näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen 
Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und 
über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektroni-
scher-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) vom 24.11.2017 (BGBl. 
I S. 3803).

Krefeld, den 17.03.2020
In Vertretung

Cyprian

Hinweis zur Rechtsbehelfsbelehrung

Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite 
www.justiz.de.

ALLGEMEINVERFÜGUNG DER STADT KRE-
FELD ZU SCHLIESSUNG DER SCHULISCHEN 
GEMEINSCHAFTSEINRICHTUNGEN ZUR BE-
KÄMPFUNG VON ÜBERTRAGBAREN KRANK-
HEITEN NACH DEM GESETZ ZUR VERHÜTUNG 
UND BEKÄMPFUNG VON INFEKTIONSKRANK-
HEITEN BEIM MENSCHEN (INFEKTIONS-
SCHUTZGESETZ – IFSG)
NACH §§ 28 ABS. 1UND 33 NR. 3 DES GE-
SETZES ZUR VERHÜTUNG UND BEKÄMP-
FUNG VON INFEKTIONSKRANKHEITEN BEIM 
MENSCHEN (INFEKTIONSSCHUTZGESETZ 
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- IFSG) VOM 20. JULI 2000 (BUNDESGE-
SETZBLATT I - BGBL. I - SEITE 1045) IN 
VERBINDUNG MIT § 35 SATZ 2 DES VER-
WALTUNGSVERFAHRENSGESETZES FÜR DAS 
LAND NORDRHEIN-WESTFALEN (VWVFG 
NRW) IN DER FASSUNG DER BEKANNTMA-
CHUNG VOM 12. NOVEMBER 1999 (GESETZ- 
UND VERORD-NUNGSBLATT FÜR DAS LAND 
NORD-RHEIN-WESTFALEN - GV.NRW. - SEITE 
602)  UND §§ 2 UND 3 DER VERORDNUNG 
ZUR REGELUNG VON ZUSTÄNDIGKEITEN 
NACH DEM INFEKTIONSSCHUTZGE-SETZ - 
ZVO-IFSG - VOM 28. NOVEMBER 2000 (GV. 
NRW. S. 482)  IN DEN ZURZEIT GELTEN-DEN 
FASSUNGEN ERLÄSST DER OBERBÜRGER-
MEISTER DER STADT KREFELD NACHSTEHEN-
DE ALLGEMEINVERFÜGUNG.

Auf Weisung des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Sozia-
les des Landes Nordrhein-Westfalen (MAGS NRW) wird angeord-
net:

1. Mit sofortiger Wirkung sind alle Schulen in Nordrhein-West-
falen als Gemeinschaftseinrichtungen gem. § 33 Abs. 3 IfSG 
zunächst bis zum 19.04.2020 zu schließen. Schulen im Sinne 
dieser Weisung sind alle öffentliche Schulen, Ersatzschulen und 
Ergänzungsschulen im Sinne des Schulgesetzes (SchulG). 

2. Ausnahmen von dem vorgenannten Verbot sind nach folgen-
den Maßgaben möglich:

a) Zur Sicherstellung einer Übergangszeit, die es den betroffenen 
Personenberechtigten ermöglicht, sich auf Folgen der Schließun-
gen unter Nr. 1. genannten Gemeinschaftseinrichtungen einzu-
stellen, sind für den Zeitraum vom 16.03.2020 bis zum Ablauf 
den 17.03.2020 Nutzungen zu Betreuungszwecken zulässig. Ein 
Schulbesuch an den beiden Tagen ist damit möglich, wenn die 
Personensorgeberechtigten dies so entscheiden. Außerdem sind 
Dienstbesprechungen der an der jeweiligen Schule tätigen Lehr-
kräfte zulässig.

b) Für den Zeitraum vom 18.03.2020 bis zunächst zum Ablauf 
des 03.04.2020 (letzter Schultag vor den Osterferien) sind von 
der Schließung der o. g. Gemeinschaftseinrichtungen ausgenom-
men:

aa) Betreuungsbedürftige Schülerinnen und Schüler – in der Re-
gel der Jahrgangsstufen 1 bis 6 – als Kinder von unentbehrlichen 
Schlüsselpersonen, für die eine vor-Ort-Betreuung in den Schul-
räumlichkeiten zu den üblichen Unterrichtszeiten und den Zeiten 
einer Betreuung im offenen Ganztag (OGS) sichergestellt werden 
muss, sofern eine private Betreuung insbesondere durch Famili-
enangehörige oder die Ermöglichung flexibler Arbeitszeiten oder 
Arbeitsgestaltung (bspw. Homeoffice) nicht gewährleistet wer-

den kann, sowie

bb) die zur Wahrnehmung der vorgenannten Betreuungsaufgabe 
erforderlichen Lehrkräfte und sonstigen Kräfte, ferner Lehrkräfte 
der jeweiligen Schule zur Wahrnehmung dringend erforderlichen 
Dienstgeschäfte (Abnahme von Prüfungen, Teilnahme an Konfe-
renzen). 

Schlüsselpersonen im Sinne von Buchstabe aa) sind Angehöri-
ge von Berufsgruppen, deren Tätigkeiten der Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung sowie der medizini-
schen und pflegerischen Versorgung der Be-völkerung und der 
Aufrechterhaltung zentraler Funktionen des öffentlichen Le-bens 
dient. 

Dazu zählen insbesondere:

Alle Einrichtungen, die der Aufrechterhaltung der Gesundheits-
versorgung und der Pflege sowie der Behindertenhilfe, Kinder- 
und Jugendhilfe, der öffentlichen Sicherheit und Ordnung ein-
schließlich der nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr (Feuerwehr, 
Rettungsdienst und Katastrophenschutz), der Sicherstellung der 
öf-fentlichen Infrastrukturen (Telekommunikationsdienste, Ener-
gie, Wasser, ÖPNV, Entsorgung), der Lebensmittelversorgung 
und der Handlungsfähigkeit zentraler Stellen von Staat, Justiz 
und Verwaltung dienen.

3. Die Notwendigkeit einer außerordentlichen schulischen Be-
treuung von Kindern der vorgenannten Personengruppen ist 
durch schriftliche Bestätigung des je weiligen Arbeitgebers oder 
Dienstvorgesetzten gegenüber der Schulleitung nachzuweisen.

4. Die Allgemeinverfügung wird nach § 41 Abs. 3 und 4 VwVfG 
NRW öffentlich bekannt gemacht. Sie wird am Tag nach der Be-
kanntmachung im Krefelder Amtsblatt wirksam. 

Hinweise

Die Verfügung ist sofort vollziehbar. Eine Klage hat nach § 28 
Abs. 3 in Verbindung mit § 16 Abs. 8 IfSG keine aufschiebende 
Wirkung. Die Verfügung kann beim Fach-bereich Sicherheit und 
Ordnung der Stadt Krefeld, Am Hauptbahnhof 5, 47798 Krefeld, 
Raum 412, während der Öffnungszeiten eingesehen werden.

Begründung:

A.	 Allgemein

Das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 hat sich in kurzer Zeit 
weltweit verbreitet. Auch in Deutschland und insbesondere in 
Nordrhein-Westfalen gibt es inzwischen zahlreiche Infektionen.

Vor dem Hintergrund drastisch steigender Infektionszahlen in 
den vergangenen Tagen und der weiterhin dynamischen Ent-
wicklung der SARS-CoV-2 Infektionen ist es erforderlich, weitere 
kontaktreduzierende Maßnahmen zur Beeinflussung - insbe-
sondere Verzögerung - der Ausbreitungsdynamik zu ergreifen 
und Infektionsketten zu unterbrechen.

Durch den vorherrschenden Übertragungsweg van SARS-CoV-2 
(Tröpfchen) z.B. durch Husten, Niesen oder teils mild erkrankte 
oder auch asymptomatisch infizier-te Personen kann es leicht zu 
Übertragungen von Mensch zu Mensch kommen. 
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betreuten Kindern seitens der Lehr- und Aufsichtspersonen nicht 
immer ununterbrochen sichergestellt werden. Damit steigt die 
Gefahr, dass sich Infektionen innerhalb der Einrichtung verbrei-
ten und diese nach Hause in die Familien getragen werden. Aus 
diesen Gründen ist nach Abwägung aller Umstände eine allge-
meingültige Anordnung erforderlich, um die Verbreitung der In-
fektion durch Schülerinnen und Schüler zu verhindern.

Zu Ziffer 2.

Die öffentliche Sicherheit und Ordnung sowie die medizinische 
und pflegerische Versorgung der Bevölkerung muss unter Be-
rücksichtigung der Einstellung des Schulbetriebes aufrechter-
halten werden. Dazu sind Maßnahmen zu ergreifen, die geeignet 
sind, die Arbeitsfähigkeit der genannten Personengruppen nicht 
aufgrund des Betreuungsbedarfs ihrer Kinder zu beeinträchtigen. 
Zu den Unterrichts- und Betreuungszeiten ist daher eine Beauf-
sichtigung und Betreuung im Schulgebäude für betreuungsbe-
dürftige Kinder von unentbehrlichen Schlüsselpersonen sicher-
zustellen. Der Nachweis der Unentbehrlichkeit ist erforderlich, 
um die Zahl der zu betreuenden Kinder so gering wie möglich 
zu halten, damit einer weiteren Verbreitung von SARS-CoV-2 ent-
gegengewirkt werden kann. Andernfalls wäre die Maßnahme der 
Schulschließung nicht effektiv. Wenn sich zugleich Schülerinnen 
und Schüler in unveränderter Anzahl dort zu Betreuungszwecken 
aufhalten würden.

Zu Ziffer 3:

Die schriftliche Bestätigung des Arbeitgebers dient dem Nach-
weis des Betreuungsbedarfs

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastions-
tr. 39, 40213 Düsseldorf erhoben werden.

Die Klage ist schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeam-
ten der Geschäftsstelle zu erheben.

Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Do-
kumentes an die elektronische Poststelle des Gerichtes erhoben 
werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung 
durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizier-
ten elektronischen Signatur der verantwortenden Stelle versehen 
sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf ei-
nem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55 a) Absatz 4 VwGO 
eingereicht werden. Die für die Übermittlung und Bearbeitung 
geeigneten technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich 
nach näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen 
Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und 
über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektroni-
scher-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) vom 24.11.2017 (BGBl. 
I S. 3803).

Krefeld, den 17.03.2020
Der Oberbürgermeister

Frank Meyer

Hinweis zur Rechtsbehelfsbelehrung

Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite 
www.justiz.de.

ALLGEMEINVERFÜGUNG DER STADT KRE-
FELD ZUM BETRETUNGSVERBOT VON 
GEMEINSCHAFTSEINRICHTUNGEN ZUR 
BEKÄMPFUNG VON ÜBERTRAGBAREN 
KRANKHEITEN NACH DEM GESETZ ZUR VER-
HÜTUNG UND BEKÄMPFUNG VON INFEKTI-
ONSKRANKHEITEN BEIM MENSCHEN (INFEK-
TIONSSCHUTZGESETZ – IFSG)
NACH §§ 28 ABS. 1UND 33 NR. 1 UND 2 DES 
GESETZES ZUR VERHÜTUNG UND BEKÄMP-
FUNG VON INFEKTIONSKRANKHEITEN BEIM 
MENSCHEN (INFEKTIONSSCHUTZGESETZ 
- IFSG) VOM 20. JULI 2000 (BUNDESGESETZ-
BLATT I - BGBL. I - SEITE 1045) IN VERBIN-
DUNG MIT § 35 SATZ 2 DES VERWALTUNGS-
VERFAHRENSGESETZES FÜR DAS LAND 
NORDRHEIN-WESTFALEN (VWVFG NRW) IN 
DER FASSUNG DER BEKANNTMACHUNG 
VOM 12. NOVEMBER 1999 (GESETZ- UND 
VERORDNUNGSBLATT FÜR DAS LAND NORD-
RHEIN-WESTFALEN - GV.NRW. - SEITE 602)  
UND §§ 2 UND 3 DER VERORDNUNG ZUR RE-
GELUNG VON ZUSTÄNDIGKEITEN NACH DEM 
INFEKTIONS-SCHUTZGESETZ - ZVO-IFSG 
- VOM 28. NOVEMBER 2000 (GV. NRW. S. 
482)  IN DEN ZURZEIT GELTENDEN FASSUN-
GEN ERLÄSST DER OBERBÜRGERMEISTER 
DER STADT KREFELD NACHSTEHEN-DE 
ALLGEMEINVERFÜGUNG.

Auf Weisung des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Sozia-
les des Landes Nordrhein-Westfalen (MAGS NRW) wird angeord-
net:

1.  Sämtliche Kindertageseinrichtungen, Kindertagespflegestel-
len, Heilpädagogische Kindertageseinrichtungen und „Kinder-
betreuungen in besonderen Fällen“ (Brückenprojekte) haben in 
ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbereich Kindern im Alter bis zur 
Einschulung sowie Schülerinnen und Schülern sowie deren Er-
zie-hungsberechtigten bzw. Betreuungspersonen ab Montag den 
16.03.2020 bis zum 19.04.2020 den Zutritt zu Betreuungsange-
boten zu untersagen.
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2. Auszunehmen von Ziffer 1. sind Kinder im Alter bis zur Einschu-
lung sowie Schülerinnen und Schüler deren Erziehungsberech-
tigten bzw. Betreuungspersonen eine unentbehrliche Schlüs-
selperson ist. Diese Betreuung soll erfolgen, sofern eine private 
Betreuung insbesondere durch Familienangehörige oder die Er-
möglichung flexibler Arbeitszeiten oder Arbeitsgestaltung (bspw. 
Homeoffice) nicht gewährleistet werden kann.

Schlüsselpersonen sind Angehörige von Berufsgruppen, deren 
Tätigkeiten der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung sowie der medizinischen und pflegerischen Versorgung 
der Bevölkerung und der Aufrechterhaltung zentraler Funktionen 
des öffentlichen Lebens dient. 
Dazu zählen insbesondere:

Alle Einrichtungen, die der Aufrechterhaltung der Gesundheits-
versorgung und der Pflege sowie der Behindertenhilfe, Kinder- 
und Jugendhilfe, der öffentlichen Sicherheit und Ordnung ein-
schließlich der nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr (Feuerwehr, 
Rettungsdienst und Katastrophenschutz), der Sicherstellung der 
öf-fentlichen Infrastrukturen (Telekommunikationsdienste, Ener-
gie, Wasser, ÖPNV, Entsorgung), der Lebensmittelversorgung 
und der Handlungsfähigkeit zentraler Stellen von Staat, Justiz 
und Verwaltung dienen.

3.	 Die Unentbehrlichkeit ist der betreffenden Einrichtung ge-
genüber durch eine schriftliche Bestätigung des jeweiligen Ar-
beitgebers oder Dienstvorgesetzten nachzuweisen.

4.	 Die Allgemeinverfügung wird nach § 41 Abs. 3 und 4 VwVfG 
NRW öffentlich bekannt gemacht. Sie wird am Tag nach der Be-
kanntmachung im Krefelder Amtsblatt wirksam. 

Hinweise

Die Verfügung ist sofort vollziehbar. Eine Klage hat nach § 28 
Abs. 3 in Verbindung mit § 16 Abs. 8 IfSG keine aufschiebende 
Wirkung. Die Verfügung kann beim Fachbereich Sicherheit und 
Ordnung der Stadt Krefeld, Am Hauptbahnhof 5, 47798 Kre-feld, 
Raum 412, während der Öffnungszeiten eingesehen werden.

Begründung:

A.	 Allgemein

Das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 hat sich in kurzer Zeit 
weltweit verbreitet. Auch in Deutschland und insbesondere in 
Nordrhein-Westfalen gibt es inzwischen zahlreiche Infektionen.

Vor dem Hintergrund drastisch steigender Infektionszahlen in 
den vergangenen Ta-gen und der weiterhin dynamischen Ent-
wicklung der SARS-CoV-2 Infektionen ist es erforderlich, weitere 
kontaktreduzierende Maßnahmen zur Beeinflussung - insbe-
sondere Verzögerung - der Ausbreitungsdynamik zu ergreifen 
und Infektionsketten zu unterbrechen.

Durch den vorherrschenden Übertragungsweg van SARS-CoV-2 
(Tröpfchen) z.B. durch Husten, Niesen oder teils mild erkrankte 
oder auch asymptomatisch infizierte Personen kann es leicht zu 
Übertragungen von Mensch-zu-Mensch kommen. 

Zu den erforderlichen kontaktreduzierenden Maßnahmen gehört 
daher auch eine Beschränkung der Ausbreitung in besonders 
relevanten Einrichtungen wie Kindertageseinrichtungen und Kin-
dertagespflege, wo Kinder auf engem Raum in Kontakt miteinan-
der treten.

Rechtsgrundlage für die zu treffenden Maßnahmen nach Ziffer 1 
der Allgemeinverfügung ist § 28 Abs. 1 Satz 2 IfSG

B.	 Im Besonderen

Zu Ziffer 1:

In Kindertageseinrichtungen und der Kindertagespflege kommt 
es zu zahlreichen Kontakten zwischen Kindern und dem Betreu-
ungspersonal. Nach bisherigen Erkenntnissen erkranken Kinder 
zwar nicht schwer an COVID-19. Sie können jedoch ebenso wie 
Erwachsene, ohne Symptome zu zeigen, Überträger des SARS-
CoV-2 sein. Kinder und Jugendliche sind zugleich besonders 
schutzbedürftig. Dabei ist die Übertragungsgefahr bei Kindern 
besonders hoch, da kindliches Verhalten, unter anderem in 
Unterrichtspausen sowie der Nachmittagsbetreuung, regelmä-
ßig einen spontanen engen körperlichen Kontakt der Kinder 
untereinander mit sich bringt. Das Einhalten disziplinierter Hy-
gieneketten ist  zudem abhängig vom Alter und der Möglichkeit 
zur Übernahme von (Eigen-) Verantwortung und bedarf daher bei 
Kin-dern noch eine entwicklungsangemessene Unterstützung 
durch Erwachsene. 

Diese Unterstützung kann in Kindertageseinrichtungen und 
der Kindertagespflege mit einer Vielzahl an betreuten Kindern 
seitens der Betreuungspersonen nicht immer ununterbrochen 
sichergestellt werden. Damit steigt die Gefahr, dass sich Infek-
tionen innerhalb der Einrichtung verbreiten und diese nach Hau-
se in die Familien getragen werden. Aus diesen Gründen ist nach 
Abwägung aller Umstände eine allgemeingültige Anordnung er-
forderlich, um die Verbreitung der Infektion zu verhindern.

Zu Ziffer 2.

Die öffentliche Sicherheit und Ordnung sowie die medizinische 
und pflegerische Versorgung der Bevölkerung muss unter Be-
rücksichtigung der Erforderlichkeit der Zutrittsbeschränkung 
zu Kindertageseinrichtungen und der Kindertagespflege auf-
rechterhalten werden. Dazu sind Maßnahmen zu ergreifen, die 
geeignet sind, die Arbeitsfähigkeit der genannten Personengrup-
pen nicht aufgrund des Betreuungsbedarfs ihrer Kinder zu be-
einträchtigen. Zu den üblichen Betreuungszeiten ist da-her eine 
Beaufsichtigung und Betreuung in der jeweiligen Einrichtung für 
Kinder von unentbehrlichen Schlüsselpersonen sicherzustellen. 
Der Nachweis der Unentbehrlichkeit ist erforderlich, um die Zahl 
der zu betreuenden Kinder so gering wie möglich zu halten, da-
mit einer weiteren Verbreitung von SARS-CoV-2 entgegengewirkt 
werden kann. Andernfalls wäre die Maßnahme der Schulschlie-
ßung nicht effektiv. Wenn sich zugleich Schülerinnen und Schü-
ler in unveränderter Anzahl dort zu Betreuungszwecken aufhal-
ten würden.

Zu Ziffer 3:

Die schriftliche Bestätigung des Arbeitgebers dient dem Nach-
weis des Betreuungsbedarfs
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Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastions-
tr. 39, 40213 Düsseldorf erhoben werden.

Die Klage ist schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeam-
ten der Geschäftsstelle zu erheben.

Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Do-
kumentes an die elektronische Poststelle des Gerichtes erhoben 
werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung 
durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizier-
ten elektronischen Signatur der verantwortenden Stelle versehen 
sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf ei-
nem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55 a) Absatz 4 VwGO 
eingereicht werden. Die für die Übermittlung und Bearbeitung 
geeigneten technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich 
nach näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen 
Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und 
über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektroni-
scher-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) vom 24.11.2017 (BGBl. 
I S. 3803).

Krefeld, den 17.03.2020
Der Oberbürgermeister

Frank Meyer
Hinweis zur Rechtsbehelfsbelehrung

Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite
www.justiz.de.



75. Jahrgang Nummer 11a | Dienstag, 17. März 2020  Seite 81

STADT KREFELD | PRESSE UND KOMMUNIKATION | TELEFON 0 21 51 86 14 02 | FAX 86 14 10 | MAIL: NACHRICHTEN@KREFELD.DE

K R E F E L D E R  A M T S B L A T T

„Krefelder Amtsblatt“ 

Für den Inhalt verantwortlich: Der Oberbürgermeister der Stadt Krefeld, Presse und Kommunikation, Rathaus, Tel. 86 14 02. Das Amtsblatt wird kostenlos 
abgegeben und ist in den Rathäusern Krefeld, Fischeln, Hüls und Uerdingen einzusehen. Das Krefelder Amtsblatt stellen wir allen Interessierten jeweils am 
Erscheinungstag (in der Regel wöchentlich donnerstags) im Internet auch kostenlos als PDF-Datei zur Verfügung. Es ist unter www.krefeld.de/amtsblatt 
zu finden. Dort kann man auch einen E-Mail Newsletter abonnieren, der über das Erscheinen eines neuen Amtsblattes informiert. Bei Postbezug beträgt 
das Bezugsgeld (einschl. Porto) jährlich 84,60 Euro. Bestellung an: Stadt Krefeld, 13 - Presse und Kommunikation, Von-der-Leyen-Platz 1, 47798 Krefeld.

KOMMUNALER ORDNUNGSDIENST
Der Kommunale Ordnungsdienst ist Ansprech-
partner in Sachen Sicherheit, Ordnung und Sau-
berkeit auf Krefelder Straßen, Wegen und Plätzen. 

Er ist erreichbar 
mo bis fr vormittags von 8.30 bis 12.30 Uhr und 
mo bis mi nachmittags von 14 bis 16 Uhr sowie 
do nachmittags 14 bis 17.30 Uhr 
unter der Rufnummer 0 21 51 / 86 22 25.
 

Außerhalb dieser Zeiten kann der KOD 
über die Leitstelle der Polizei unter der 
Rufnummer 0 21 51 / 63 40 oder per E-Mail 
an KOD@Krefeld.de informiert werden.

ÄRZTLICHER DIENST

ÄRZTLICHER BEREITSCHAFTSDIENST 116 117
ÄRZTLICHER NOTDIENST:
Der Notdienst in Krefeld ist unter Telefon 
0 18 05 - 04 41 00 montags, dienstags und donners-
tags von 19.00 Uhr bis 7.00 Uhr, mittwochs von 
14.00 Uhr bis 7.00 Uhr und freitags von 14.00 Uhr 
bis Montagmorgen um 7.00 Uhr erreichbar.

ZAHNÄRZTE:
Der Zahnärztliche Notdienst ist unter Telefon  
0 18 05 - 98 67 00 zu erreichen. Sprechzeiten: 
samstags, sonntags und feiertags von 10.00 
bis 12.00 Uhr und von 18.00 bis 19.00 Uhr, 
mittwochs- und freitagsnachmittag von 
17.00 bis 19.00 Uhr, montags, dienstags und 
donnerstags von 21.00 bis 22.00 Uhr.

TIERÄRZTLICHER DIENST
Der tierärztliche Dienst ist samstags ab 12.00 Uhr 
bis montags um 8.00 Uhr sowie an Feiertagen un-
ter Telefon 07 00- 84 37 46  66 zu erreichen.

AUF EINEN BLICK

NOTDIENSTE
Elektro-Innung Krefeld
0 18 05- 66 05 55

Feuer� 112
Rettungsdienst/Notarzt� 112
Krankentransport � 1 92 22
Branddirektion	�  82 13-0
Zentrale Bürgerinformation	  
bei Unglücks- und Notfällen� 1 97 00

RUFNUMMERN DER FEUERWEHR

	 PARI MOBIL GMBH
	 Hausnotrufzentrale, Mühlenstraße 42,
	 Krefeld, Telefon 8 43 33.

APOTHEKENDIENST
Die Notdienste der Apotheken in 
Nordrhein-Westfalen können im Internet 
abgerufen werden unter: 

www.aknr.de

oder telefonisch unter der vom Festnetz 
kostenlosen Rufnummer 08 00-0 02 28 33

08 00- 1 11 01 11 und 08 00- 1 11 02 22

TELEFONSEELSORGE

NOTDIENSTE
Innung für 
Sanitär-Heizung-Klima-Apparatebau Krefeld

13.03. – 15.03.2020
Bruno Specht
Krützpoort 27 | 47804 Krefeld
71 07 06

20.03. – 22.03.2020
Harald Remmetz
Nassauerring 347 | 47803 Krefeld
59 02 07


